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Titel:

Kein Zugang zu Masterstudium - Täuschung durch KI-Essay

Normenketten:
VwGO § 123
FPSO
BayHIG Art. 90 Abs. 1 Satz 2

Leitsätze:
1. Stellt ein Student im Antragsverfahren zum Zugang zum Masterstudium das erforderliche Essay mittels 
KI her, stellt dies eine Täuschung dar, die zur Ablehnung des Zugangs führen kann. (redaktioneller Leitsatz)
2. Die Vorlage eines mit KI generierten Essays ist ein Täuschungsversuch, der zum Ausschluss des 
Bewerberstatus führt. (redaktioneller Leitsatz)
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Hochschulinnovation

Fundstellen:
K & R 2024, 368
NVwZ 2024, 603
MMR 2024, 521
NJW 2024, 1052
LSK 2023, 42327

 

Tenor

I. Der Antrag wird abgelehnt.

II. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

III. Der Streitwert wird auf EUR 2.500,- festgesetzt.

Gründe

I.

1
Der Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die vorläufige Zulassung zum 
Masterstudiengang „...“ an der Technischen Universität München (im Folgenden: TUM) nach den 
tatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen des Wintersemesters 2023/24.

2
Der Antragsteller bewarb sich erstmals zum Wintersemester 2022/23 für den genannten Masterstudiengang 
an der TUM; seine Bewerbung blieb ohne Erfolg.

3
Am ... 2023 bewarb sich der Antragsteller zum Wintersemester 2023/24 erneut und legte hierfür Unterlagen, 
insbesondere auch das streitgegenständliche Essay, vor.

4
Mit Bescheid vom 1. August 2023 schloss die TUM den Antragsteller vom laufenden Bewerbungsverfahren 
aus, weil er versucht habe, den Bewerbungsprozess durch Täuschung zu beeinflussen.

5
Mit Schreiben vom .... August 2023 beantragte der Antragsteller durch seine Bevollmächtigten seine 
Zulassung außerhalb der festgesetzten Kapazität.



6
Mit Bescheid vom 25. August 2023 lehnte die TUM den Antrag ab und verwies darauf, dass für den 
Masterstudiengang „...“ ein Eignungsverfahren vorgesehen und keine Zulassungszahl festgesetzt sei.

7
Am .... September 2023 lässt der Antragsteller Klage erheben zum Bayerischen Verwaltungsgericht 
München (M 3 K 23.4370). Ebenfalls mit Schriftsatz vom .... September 2023, bei Gericht eingegangen am 
selben Tag, beantragt der Antragsteller,

8
im Wege der einstweiligen Anordnung den Antragsgegner zu verpflichten, den Antragsteller vorläufig zum 
Studium „...“, ..., zum Wintersemester 2023/24 in das erste Fachsemester auf einen Vollzeitstudienplatz 
zuzulassen.

9
Zur Begründung trägt der Antragsteller zunächst zur Aufnahmekapazität der Hochschule im gewünschten 
Studiengang vor.

10
Der Antragsgegner beantragt,

11
den Antrag abzulehnen.

12
Zur Begründung wird im Wesentlichen geltend gemacht, sämtliche Bewerber, die die Eignung durch das 
normierte Verfahren aufwiesen, erhielten Zugang zum Studium. Zulassungszahlen seien für den 
Studiengang nicht festgesetzt. Der Bescheid vom 1. August 2023 sei bestandskräftig, denn es sei bereits 
unklar, welchen Bescheid der Antragsteller angreifen wolle. Der Antragsteller habe nicht glaubhaft gemacht, 
weshalb er die Zugangsvoraussetzungen erfülle.

13
Mit Schreiben vom 21. September 2023 an den Antragsgegner weist das Gericht darauf hin, dass nach 
seiner vorläufigen Rechtauffassung hinreichend erkennbar sei, dass Streitgegenstand der Klage der 
Zugang zum Studium sei und dass der Antragsteller mit seinem Antrag hierzu einstweiligen Rechtsschutz 
begehre.

14
Mit Schriftsatz vom .... September 2023 trägt der Antragsteller klarstellend vor, seine Klage richte sich 
gegen den Bescheid vom 1. August 2023.

15
Mit Schriftsatz vom 29. September 2023 führt der Antragsgegner aus, bei Überprüfung des Essays sei 
festgestellt worden, dass dieses entgegen der Versicherung des Antragstellers nicht den Regeln 
wissenschaftlicher Sorgfalt entspreche, weshalb der Antragsteller nicht zum Eignungsverfahren zugelassen 
und vom laufenden Bewerbungsverfahren ausgeschlossen worden sei. Die Überprüfung durch Software 
habe ergeben, dass 45 % des Textes mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit von künstlicher Intelligenz verfasst 
worden seien. Zum technischen Vorgehen der Software werde auf die vorgelegte Stellungnahme von Prof. 
S. vom 28. September 2023 verwiesen. Da die technische Anzeige eines Täuschungsverdachts nur ein 
Indiz darstelle, sei der Verdacht durch Prof. S. und Dr. M., beide erfahren in der Bewertung und Beurteilung 
von Essays, geprüft worden. Das Essay des Antragstellers weiche durch seine Perfektion, seinen Satzbau 
und die Textgestaltung von dem ab, was nach der Lebenserfahrung von einem Bachelorabsolventen zu 
erwarten sei; auch hierzu werde auf die Stellungnahme von Prof. S. Bezug genommen. Vorliegend sei der 
Beweis des ersten Anscheins für einen Täuschungsversuch erbracht. Der atypische Fall, der den 
Anscheinsbeweis entkräften könne, bestehe darin, dass der Antragsteller in seinen Fähigkeiten und 
Kompetenzen ein außergewöhnliches Niveau aufweisen könne. Das mit der Bewerbung des Antragstellers 
zum Wintersemester 2022/23 vorgelegte Essay spiegele aber ein ganz anderes Niveau wider. Für den 
Täuschungsversuch sei nicht maßgeblich, ob das Essay ganz oder nur zum Teil mittels künstlicher 
Intelligenz verfasst worden sei. Im vorliegenden Fall gehe es nicht um ein Plagiat. Bei dem Verdacht auf 
Einsatz künstlicher Intelligenz sei es unmöglich, Originaltexte vorzulegen, weil die künstliche Intelligenz 



(z.B. ChatGPT) eigenständig neue Texte schreibe. Um den fortschreitenden Einsatz dieser Technologie in 
allen Prüfungsformen zu unterbinden, sei es notwendig, den Anscheinsbeweis auf andere Kriterien, wie die 
Erfahrung der Kommissionsmitglieder oder den Vergleich mit anderen, zu stützen. Der vom Antragsgegner 
selbst durch ChatGPT erstellte und vorgelegte Text zum geforderten Thema sei in der Struktur, der 
Untergliederung und der „Conclusion“ auffallend ähnlich zum Text des Antragstellers.

16
Mit Schriftsatz vom .... Oktober 2023 macht der Antragsteller geltend, der Antragsgegner habe erstmals im 
Rahmen der Akteneinsicht die Gründe seines Plagiatsvorwurfs offen gelegt. Eine ordnungsgemäße 
Anhörung des Antragstellers zum Täuschungsvorwurf sei nicht erfolgt, denn diese setze Akteneinsicht 
voraus. Der Nachweis des Täuschungsversuchs obliege der Behörde. Der Beweis sei hier schon deshalb 
nicht erbracht, weil dem Antragsteller nicht die Möglichkeit gegeben worden sei, die Darlegung irgendwie zu 
widerlegen. Die Verlässlichkeit der Plagiatssoftware sei zweifelhaft und werde offenbar auch vom 
Antragsgegner selbst angezweifelt, wie die Stellungnahme von Prof. S. zeige. Weder die Untersuchungen 
noch die genaue Berechnung der Wahrscheinlichkeiten in Bezug auf die zitierte „false positive rate“ würden 
offengelegt, so dass nicht nachvollzogen werden könne, wie glaubhaft die Feststellungen seien. Da es eine 
neue Software sei, fehlten offenbar stichhaltige Erfahrungswerte. Die Feststellungen der Kommission 
bestätigten den Anfangsverdacht nicht; im Wesentlichen werde dem Antragsteller vorgeworfen, sein Essay 
sei zu gut gelungen. Soweit in Zweifel gezogen werde, dass ein im Grundstudium befindlicher Bewerber zu 
einer solchen Textgestaltung in der Lage sei, stelle die Kommission lediglich Mutmaßungen auf und biete 
keine Beweise. Auch das vermutete potentielle Interesse aller Bewerber am Einsatz künstlicher Intelligenz 
begründe den Verdacht nicht. Gleiches gelte für die Inhaltsdichte und Kürze des Essays. Die weitere 
Feststellung, dass das Essay weder Rechtschreibfehler noch Schwächen in der Zeichensetzung beinhalte, 
beweise nur eine sorgsame und ordentliche Bearbeitung. Gegen die Annahme eines Plagiats spreche, dass 
nur 45 % des Textes von der Software markiert worden seien. Es fielen keine Unterschiede zwischen den 
markierten und den nichtmarkierten, also offenbar vom Antragsteller selbst verfassten, Textpassagen auf; 
die Ausführungen der Kommission liefen somit ins Leere, da auch die nicht als KI-Text markierten 
Abschnitte ein fehlerfreies und strukturiertes Englisch aufwiesen. Unberücksichtigt bleibe auch, dass der 
Antragsteller sämtliche Ausführungen mit entsprechender Literatur belege. Das KI-Modell basierend auf 
GPT-3,5 habe keinen Zugriff auf wissenschaftliche Quellen oder die Fähigkeit, diese zuzufügen. KI könne 
derzeit das vom Antragsteller verfasste Essay nicht erstellen.

17
Mit Schriftsatz vom 7. November 2023 legt der Antragsgegner eine Stellungnahme von Prof. S. vom 6. 
November 2023 vor. Danach beruhe die zitierte Irrtumswahrscheinlichkeit auf Herstellerangaben; sie sei 
durch T... mithilfe einer Stichprobe aus 800.000 wissenschaftlichen Artikeln ermittelt worden. Zur 
Sicherstellung der 1%igen Irrtumswahrscheinlichkeit werde möglicherweise KI-generierter Text nicht 
markiert; dies erkläre, warum andere Textpassagen im Essay des Antragstellers nicht markiert seien. Dass 
ChatGPT nicht über die Fähigkeit verfüge, Quellen zum Text zuzufügen, belege nicht das eigenständige 
Verfassen des Textes, da wissenschaftliche Quellen auch nachträglich zugefügt werden könnten. Eine Liste 
mit relevanten Studien zum Thema könne durchaus von ChatGPT ausgegeben werden.

18
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichtsakte und die vorgelegten 
Behördenakten Bezug genommen.

II.

19
1. Der zulässige Antrag bleibt in der Sache ohne Erfolg.

20
Der Antrag ist statthaft. Insbesondere ist vorliegend die aufschiebende Wirkung einer etwaigen 
(Anfechtungs-) Klage gegen den Bescheid vom 1. August 2023 nicht hinreichend rechtsschutzintensiv (vgl. 
§ 123 Abs. 5 VwGO). Denn die aufschiebende Wirkung würde sich lediglich auf den Ausschluss von 
Bewerbungsverfahren beziehen; Ziel des Antragstellers ist jedoch darüber hinaus der vorläufige Zugang 
zum begehrten Masterstudium.

21



Der Antrag ist jedoch unbegründet.

22
Nach § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO ist eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorläufigen Zustandes 
in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn dies zur Abwendung wesentlicher Nachteile, zur 
Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen Gründen nötig erscheint. Eine einstweilige Anordnung 
ergeht, wenn das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs, d.h. des in der Hauptsache verfolgten materiellen 
Anspruchs, sowie eines Anordnungsgrundes, d.h. der Dringlichkeit der einstweiligen Anordnung, glaubhaft 
(§ 123 Abs. 3 VwGO i. V. m. § 920 Abs. 2 ZPO) gemacht wurde.

23
Nimmt die begehrte einstweilige Anordnung die Entscheidung in der Hauptsache sachlich und zeitlich 
vorweg, ist dem Antrag nur dann stattzugeben, wenn dies zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes 
geboten ist und ein hoher Grad an Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass der mit der Hauptsache verfolgte 
Anspruch begründet ist (BVerwG, U.v.18.4.2013 – 10 C 9/12 – juris Rn. 22).

24
Nach diesen Maßgaben bleibt der Antrag ohne Erfolg, weil der Antragsteller einen Anordnungsanspruch 
nicht glaubhaft gemacht hat. Denn voraussichtlich war die mit dem Ausschluss vom laufenden 
Bewerbungsverfahren verbundene Ablehnung der Zulassung zum Eignungsverfahren nicht rechtswidrig und 
verletzt den Antragsteller nicht in seinen Rechten, da er keinen Anspruch auf Zugang zum gewünschten 
Masterstudiengang hat.

25
Nach Art. 90 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes (BayHIG) vom 5. August 2022 
(GVBl. S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 2022 (GVBL. S. 
709), können die Hochschulen für den Zugang zu einem Masterstudiengang neben den allgemeinen 
Qualifikationsvoraussetzungen (Art. 90 Abs. 1 Satz 1 BayHIG: Hochschulabschluss oder aufgrund eines 
Hochschulstudiums erworbener gleichwertiger Abschluss) durch Satzung weitere Zugangsvoraussetzungen 
festlegen, insbesondere den Nachweis einer studiengangspezifischen Eignung. Sie dürfen im Rahmen von 
Eignungsverfahren Qualifikationsnachweise fordern, soweit diese sicherstellen, dass die Bewerber den 
Anforderungen des von der Hochschule konzipierten Studiengangs gerecht werden und die hinreichende 
Aussicht besteht, dass sie das Studium im Hinblick auf diese Anforderungen erfolgreich abschließen 
können. Allerdings dürfen die Hochschulen den Zugang durch Eignungsanforderungen nicht 
uneingeschränkt begrenzen und etwa trotz vorhandener Ausbildungskapazitäten ein 
„Wunschkandidatenprofil“ festlegen. Die Qualifikationsanforderungen, die die Hochschulen insoweit 
aufstellen dürfen, hängen vielmehr von den speziellen fachlichen Anforderungen des jeweiligen 
Masterstudiengangs ab (BayVGH, B.v. 4.6.2020 – 7 CE 20.460 – BeckRS 2020, 14715 Rn. 21). Dabei 
müssen die Hochschulen sowohl die verfahrensrechtlichen Vorgaben der Eignungsfeststellung als auch die 
inhaltlichen Kriterien, die für die Eignungsfeststellung maßgeblich sein sollen, sowie deren jeweilige 
Gewichtung hinreichend klar festlegen (BayVGH, B.v. 5.11.2021 – 7 CE 21.2344 – juris Rn. 12 m.w.N.).

26
Die Qualifikation für den Masterstudiengang „...“ wird nach § 36 der Fachprüfungs- und Studienordnung für 
den Masterstudiengang ... an der Technischen Universität München vom 27. April 2022 in der Fassung der 
Änderungssatzung vom 30. März 2023 (im Folgenden: FPSO) nachgewiesen durch einen an einer in- oder 
ausländischen Hochschule erworbenen mindestens sechssemestrigen qualifizierten Bachelorabschluss 
oder einen mindestens gleichwertigen Abschluss in den Studiengängen ... und ..., ..., ... oder vergleichbaren 
Studiengängen (§ 36 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 3 FPSO), adäquate Kenntnisse der englischen Sprache (§ 36 
Abs. 1 Nr. 2 FPSO) und das Bestehen des Eignungsverfahrens (§ 36 Abs. 1 Nr. 4 FPSO i.V.m. Anlage 2 
der FPSO); der von bestimmten Bewerbergruppen zu erbringende Nachweis über Fachkenntnisse in Form 
eines „Graduate Management Admission Test“ (GMAT) nach § 36 Abs. 1 Nr. 3 FPSO ist für den 
Antragsteller nicht zwingend vorgesehen.

27
Nach Nr. 4.1 Satz 1 der Anlage 2 zur FPSO setzt die Durchführung des Eignungsverfahrens voraus, dass 
die in Nr. 2.2 der Anlage 2 zur FPSO genannten Unterlagen form- und fristgerecht, unter Einhaltung der 
Regeln guter wissenschaftlicher Praxis sowie vollständig vorliegen. Nach Nr. 2.2 der Anlage 2 zur FPSO 
sind Anträge auf Durchführung des Eignungsverfahrens nach § 6 der Immatrikulationssatzung zusammen 



mit den dort genannten Unterlagen sowie die in Nr. 2.3 der Anlage 2 zur FPSO und in § 36 Abs. 1 Nr. 2 
FPSO (Nachweis adäquater Kenntnisse der englischen Sprache) genannten Unterlagen für das 
Wintersemester bis zum 31. Mai zu stellen. Nach Nr. 2.3.5 ist dem Antrag ein in englischer Sprache 
abgefasstes Essay von mindestens 1.500 und maximal 2.000 Wörtern beizufügen; es können ein oder 
mehrere Themen zur Wahl gestellt werden, welche den Bewerbern für das Wintersemester bis zum 1. April 
bekannt zu geben sind. Weiter ist eine Versicherung beizufügen, dass das Essay selbständig und ohne 
fremde Hilfe und unter Einhaltung der Richtlinien zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis und für den 
Umgang mit wissenschaftlichen Fehlverhalten an der Technischen Universität München angefertigt wurde 
und die aus fremden Quellen übernommenen Gedanken als solche gekennzeichnet sind (Nr. 2.3.6 der 
Anlage 2 zur FPSO). Zur Feststellung, ob die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis eingehalten wurden, 
wird das Essay mit einer speziellen Plagiatssoftware überprüft (Nr. 4.1 Satz 2 der Anlage 2 zur FPSO). Bei 
Erfüllen der Voraussetzungen nach Nr. 4.1 wird der Bewerber im Eignungsverfahren geprüft, andernfalls 
ergeht ein Ablehnungsbescheid (Nr. 4.2 Satz 1, 2 der Anlage 2 zur FPSO). Kommt die Auswahlkommission 
zu dem Ergebnis, dass die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis erheblich verletzt wurden, wird der 
Bewerber durch Ablehnungsbescheid vom laufenden Bewerbungsverfahren ausgeschlossen (Nr. 4.2 Satz 
3, 4 der Anlage 2 zur FPSO).

28
Bewerber, die in der ersten Stufe der Durchführung des Eignungsverfahrens aufgrund von fachlicher 
Qualifikation, Abschlussnote und GMAT-Score (und damit ohne Berücksichtigung des Essays) mindestens 
51 Punkte erreicht hat, erhalten eine Bestätigung über das bestandene Eignungsverfahren (Nr. 5.1.3 der 
Anlage 2 zur FPSO). Bei Bewerbern, die weniger als 51 Punkte, jedoch mindestens 45 Punkte erreicht 
haben, wird als zweite Stufe das Essay evaluiert (Nr. 5.2.1 i.V.m. 5.1.4 der Anlage 2 zur FPSO).

29
a) Es begegnet voraussichtlich keinen rechtlichen Bedenken, dass für alle Bewerber die Zulassung zum 
Eignungsverfahren davon abhängig gemacht wird, dass das Essay als eine der in Nr. 2.2 genannten 
Unterlagen unter Einhaltung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis vorliegt.

30
Es obliegt der Hochschule, gemäß Art. 90 Abs. 1 Satz 2 BayHIG das Qualifikationsprofil eines 
Masterstudiengangs anhand der speziellen fachlichen Anforderungen des jeweiligen Masterstudiengangs 
zu definieren (vgl. zur Vorgängervorschrift in Art. 43 Abs. 5 BayHSchG Leiher in v.Coelln/Lindner, 
Hochschulrecht Bayern, Art. 43 BayHSchG Rn. 19). Vor dem Hintergrund, dass der streitgegenständliche 
Masterstudiengang mit einer Masterarbeit abschließt und zusätzlich nach Anlage 1 Nr. II. der FPSO in 
erheblichem Umfang wissenschaftliche Ausarbeitungen als Prüfungsform vorgesehen sind, begegnet es in 
Hinblick auf die wissenschaftlichen Anforderungen des Masterstudiums keinen rechtlichen Bedenken, dass 
der Zugang zum Studium für alle Bewerber – unabhängig davon, ob es zur zweiten Stufe der Durchführung 
des Eignungsverfahrens und zur inhaltlichen Evaluierung des Essays kommt – davon abhängig gemacht 
wird, dass das abgefasste Essay die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis einhält. Das von den 
Bewerbern Geforderte ist mit dem Verweis auf die „Regeln guter wissenschaftlicher Praxis“ hinreichend klar 
bezeichnet. Die Gültigkeit allgemein anerkannter Grundsätze wissenschaftlicher Mindeststandards ist 
unbestritten und die im Einzelnen hieraus abzuleitenden Gebote werden seit langem durch annähernd alle 
Einrichtungen wissenschaftlicher Selbstverwaltung in Richtlinien oder Empfehlungen konkretisiert und 
ausgeformt (VGH BW, B.v. 14.9.2011 – 9 S 2667/10 – juris Rn. 31); die TUM hat hierzu „Richtlinien zur 
Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis und für den Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten an der 
Technischen Universität München“ erlassen. Von einer fehlenden Erkennbarkeit der Handlungspflichten 
kann jedenfalls im Kernbereich und hinsichtlich der hier in Rede stehenden Vorwürfe nicht die Rede sein. 
Angesichts der eminenten Bedeutung von Grundsätzen wissenschaftlicher Mindeststandards ist die 
Beachtung der daraus sich ergebenden Pflichten den Bewerbern auch bei Berücksichtigung der 
beschränkten Bearbeitungszeit für das Essay zumutbar, zumal für das Essay ohnehin nur ein Ausschnitt der 
wissenschaftlichen Pflichten von Bedeutung sein dürfte.

31
b) Die Voraussetzungen für einen Ausschluss vom laufenden Bewerbungsverfahren nach Nr. 4.2 Satz 3 der 
Anlage 2 zur FPSO sind voraussichtlich gegeben; eine erhebliche Verletzung der Regeln guter 
wissenschaftlicher Praxis liegt voraussichtlich vor.



32
aa) Der Einwand des Antragstellers, er sei zum Täuschungsversuch nicht ordnungsgemäß angehört 
worden, bleibt ohne Erfolg. Der Antragsteller begehrt in der Hauptsache im Rahmen einer 
Verpflichtungsklage den Zugang zum begehrten Masterstudium; maßgeblich hierfür ist allein, ob der 
Antragsteller einen entsprechenden Anspruch hat. Der Antrag nach § 123 VwGO kann nur Erfolg haben, 
wenn der Antragsteller einen Anordnungsanspruch glaubhaft machen kann. Über diesen hat das Gericht 
ohne Rücksicht auf Mängel des Verwaltungsverfahrens zu entscheiden (BayVGH, B.v. 4.6.2020 – 7 CE 
20.406 – BeckRS 2020, 14715 Rn. 31). Ungeachtet dessen ist ein Anhörungsmangel heilbar (Art. 45 Abs. 1 
Nr. 3 BayVwVfG).

33
bb) Die Beweislast für eine erhebliche Regelverletzung liegt bei der TUM als Prüfungsbehörde. Der 
Nachweis sowohl der objektiven als auch der subjektiven Voraussetzungen einer Täuschungshandlung ist 
über die Regeln des Anscheinsbeweises möglich (OVG NW, B.v. 16.2.2021 – 6 B 1868/20 – juris Rn. 8); 
dies lässt sich auf die hier maßgebliche Frage einer erheblichen Pflichtverletzung übertragen. Für die 
Anwendung des Beweises des ersten Anscheins müssen zwei Voraussetzungen erfüllt sein: Zum einen 
muss die nachzuweisende Tatsache auf einen typischen Sachverhalt gestützt werden können, der aufgrund 
allgemeinen Erfahrungswissens zu dem Schluss berechtigt, dass die Tatsache vorliegt. Zum anderen 
dürfen keine tatsächlichen Umstände gegeben sein, die ein atypisches Geschehen im Einzelfall ernsthaft 
möglich erscheinen lassen (BVerwG, B.v. 23.1.2018 – 6 B 67/17 – juris Rn. 6 m.w.N.). Hierzu genügt nicht 
schon der Hinweis auf einen möglichen anderen typischen Geschehensablauf. Vielmehr muss der 
Prüfungsteilnehmer auch dartun, dass dieser andere Geschehensablauf ernsthaft in Betracht kommt 
(BayVGH, B.v. 9.10.2013 – 7 ZB 13.1402 – juris Rn. 10; OVG NW, B.v. 11.10.2011 – 14 A 2726/09 – juris 
Rn. 5).

34
Die hier inmitten stehende und vom Antragsgegner nachzuweisende Regelverletzung besteht darin, das 
eingereichte Essay entgegen der vom Antragsteller abgegebenen Erklärung vom .... Mai 2023 ganz oder in 
Teilen nicht selbst erstellt, sondern eine selbständige Leistung nur vorgespiegelt zu haben, während in 
Wahrheit unerlaubte Hilfe bei Abfassung des Essays in Anspruch genommen wurde. Aus dem Gebot der 
persönlich zu erbringenden Leistung und dem Zweck einer Prüfung, die wahren Leistungen und Fähigkeiten 
zu ermitteln, folgt, dass vorgetäuschte oder sonst erschlichene Leistungen nicht dazu beitragen können, 
den Prüfungserfolg zu rechtfertigen (Jeremias in Fischer/Jeremias/Dieterich, Prüfungsrecht, 8. Auf. 2022 
Rn. 228). Auf die Frage, ob und inwieweit von Nr. 4.2 Satz 3 der Anlage 2 zur FPSO auch fahrlässig 
begangene erhebliche Pflichtverletzungen umfasst sind, dürfte es nicht ankommen, da vorliegend eine 
fahrlässige Regelverletzung nicht vorstellbar ist.

35
(1) Dass das vom Antragsteller abgegebene Essay sich über seinen gesamten Umfang auffällig von denen 
der anderen Bachelorabsolventen und von dem von ihm im Vorjahr abgegebenen Essay unterscheidet und 
zugleich Merkmale aufweist, die für durch künstliche Intelligenz erstellte Texte typisch sind, lässt nach 
allgemeinem Erfahrungswissen darauf schließen, dass das Essay mit unerlaubter Hilfe erstellt wurde.

36
Durch den vom Antragsgegner selbst mittels ChatGPT erstellten Text (Bl. 30 d.A.) ist hinreichend dargetan, 
dass für Bewerber zugängliche Programme künstlicher Intelligenz grundsätzlich in der Lage sind, dem 
Essay vergleichbare Texte zu produzieren.
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Auf die Frage, wie aussagekräftig die Herstellerangaben (https://www.t....com/products/features/...) zur 
Verlässlichkeit der Überprüfungssoftware sind und ob bei der genannten „false positive rate“ auf Ebene von 
Sätzen und des Gesamttextes von einer hinreichenden Verlässlichkeit ausgegangen werden kann, kommt 
es vorliegend nicht an. Der Antragsgegner stützt die Annahme eines erheblichen Regelverstoßes auf die 
Prüfung und Beurteilung des Essays durch Prof. S. und Dr. M. und behandelt das Prüfungsergebnis der 
Überprüfungssoftware T... lediglich als Indiz, das zu einer Überprüfung durch Prof. S. und Dr. M. Anlass 
gab. Gleiches gilt für Prof. S. selbst, der zwar in seinen Stellungnahmen vom 28. September und 6. 
November 2023 die Funktionsweise der Software erläutert und zu deren Verlässlichkeit Stellung nimmt, 
jedoch, ausdrücklich unter Verweis darauf, dass eine vollkommene Verlässlichkeit der Software nicht 



gegeben sei, eine von der Software unabhängige eigene Prüfung des Essays zusammen mit Dr. M. 
durchgeführt hat.

38
Nach der Stellungnahme von Prof. S. vom 28. September 2023 fällt das vom Antragsteller eingereichte 
Essay im Vergleich zu den Essays anderer Bewerber durch die sehr stark strukturierte Form auf; 
erfahrungsgemäß wiesen längere schriftliche Arbeiten von Studierenden selbst bei intensiver Betreuung 
gewisse Brüche in Struktur und Logik auf. Ferner steche die Kürze und Inhaltsdichte der Sätze und 
Abschnitte des Antragstellers ins Auge; im Vergleich zu den Essays nahezu sämtlicher weiterer Bewerber 
sei die Arbeit des Antragstellers deutlich kürzer, enthalte jedoch alle relevanten Aspekte. In der Regel 
neigten Bachelorabsolventen zur Nutzung verschachtelter Sätze und zur Überlänge; selbst erfahrenen 
Wissenschaftlern bereite es mitunter Mühe, Forschungsartikel in der gegebenen Kürze abzufassen. Die 
wesentliche Stärke von Programmen der künstlichen Intelligenz liege darin, Inhalte komprimiert 
darzustellen. Schließlich sei die Arbeit des Antragstellers in geschliffenem Englisch und frei von 
Rechtschreib- und Zeichensetzungsfehlern abgefasst, was nicht den bisherigen Erfahrungen der Prüfer 
entspreche. Die Prüfer verweisen damit auf Auffälligkeiten in Bezug auf Struktur, inhaltliche Dichte und 
Fehlerfreiheit bei Wortwahl, Rechtschreibung und Zeichensetzung. Dem Vergleich lagen die Arbeiten 
anderer Bewerber der laufenden Bewerbungsrunde und darüber hinaus die allgemeinen Erfahrungen der 
Prüfer zu den Fähigkeiten von Bachelorabsolventen bei der Abfassung von Texten zugrunde. Angesichts 
dieses breiten Vergleichsspektrums lassen sich die Auffälligkeiten nicht allein mit der Spannbreite der 
gezeigten Leistungen der Bewerber und einer in diesem Rahmen am oberen Rand liegenden Leistung des 
Antragstellers erklären. Ins Gewicht fällt, dass Prof. S. im Hinblick auf die auffällige Prägnanz des Essays 
des Antragstellers sogar die Texte erfahrener Wissenschaftler zum Vergleich heranzieht.

39
Diese festgestellten Auffälligkeiten in Gestalt einer besonderen Qualität des Textes korrespondieren nach 
den Erfahrungen der Prüfer genau mit den Stärken von durch künstliche Intelligenz erstellten Texten, 
nämlich Inhalte derart kompakt darzustellen.

40
Weiter unterscheidet sich das vom Antragsteller am 30. Mai 2023 vorgelegte Essay augenfällig von dem 
von ihm im Vorjahr vorgelegten Essay. Anders als im streitgegenständlichen Essay ist im letztjährigem 
Essay der Wortschatz deutlich einfacher. Es finden sich eine Reihe von Wiederholungen einzelner Wörter 
oder Wendungen und trotz des deutlich geringeren Umfangs auch inhaltliche Wiederholungen.

41
Soweit der Antragsteller vortragen lässt, ihm werde im Wesentlichen vorgeworfen, dass der 
streitgegenständliche Essay zu gut gelungen sei, geht er auf die von Prof. S. im Einzelnen bezeichneten 
Auffälligkeiten nicht ein. Auch mit dem weiteren Einwand, die Kommission stelle lediglich Vermutungen auf, 
bleibe jedoch Beweise schuldig, setzt sich der Antragsteller nicht damit auseinander, dass Prof. S. eine 
Reihe von Auffälligkeiten im Vergleich zu Arbeiten anderer Bachelorabsolventen konkret benennt und 
hierfür auch die notwendige Sachkunde besitzt. Nach der Stellungnahme vom 28. September 2023 sind 
Prof. S. und Dr. M. als Prüfer erfahren in der Bewertung studentischer Arbeiten verschiedener Form und 
konnten zudem vergleichend die Essays weiterer Bewerber heranziehen. Darüber hinaus sind sie nicht nur 
vertraut mit einer Vielzahl von gerade durch Bachelorabsolventen verfassten Texten, sondern aufgrund ihrer 
Tätigkeit als Prüfer gerade auch dazu berufen, diese nach Struktur, Inhalt und Form zu analysieren und zu 
bewerten. Vor diesem Hintergrund verfügen sie über hinreichende Sachkunde, Auffälligkeiten festzustellen, 
die sich nicht allein durch unterschiedliches Leistungsvermögen von Bachelorabsolventen erklären lassen. 
Prof. S. macht in seiner Stellungnahme auch deutlich, dass er die Auffälligkeiten gerade auch unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Qualität von Leistungen durch Bachelorabsolventen feststellt, wenn 
er darauf verweist, dass längere Arbeiten Studierender „selbst bei intensiver Betreuung“ gewisse Brüche in 
Struktur und Logik aufwiesen, die bei dem streitgegenständlichen Essay fehlten. Weiter sind die Prüfer als 
Wissenschaftler erfahren mit dem Lesen und Verfassen wissenschaftlicher Texte und damit auch vertraut 
mit den Schwierigkeiten der prägnanten Formulierung komplexer Sachverhalte. Ihrer Beobachtung, dass 
das Essay ein außergewöhnliches Maß an Inhaltsdichte aufweise, das selbst für erfahrene Wissenschaftler 
nicht ohne weiteres erreichbar ist, kommt daher Gewicht zu.

42



Soweit der Antragsteller geltend macht, lediglich 45 % des Textes seien durch die Überprüfungssoftware 
markiert, es fielen jedoch keinerlei sprachlichen oder inhaltlichen Unterschiede zwischen markierten und 
nichtmarkierten Textstellen auf, so ergibt sich nichts Anderes. Der Täuschungsvorwurf ist auf die 
Feststellungen von Prof. S. und Dr. M. gestützt, die sich auf den gesamten Text beziehen, und nicht auf das 
Überprüfungsergebnis der Plagiatssoftware. Das Ergebnis der Softwareüberprüfung wirft auch keine Zweifel 
an den Feststellungen von Prof. S. und Dr. M. und deren Schlussfolgerungen auf. Denn wie in der 
Stellungnahme von Prof. S. vom 6. November 2023 dargelegt, verweist der Hersteller der 
Überprüfungssoftware darauf, dass zur Sicherstellung der 1%igen Irrtumswahrscheinlichkeit möglicherweise 
KI-generierter Text nicht als solcher markiert werde. Aus der Tatsache, dass Textpassagen nicht als KI-
generiert gekennzeichnet sind, kann daher auch auf Grundlage der Softwareüberprüfung nicht gefolgert 
werden, dass sie nicht von künstlicher Intelligenz verfasst sind.

43
Der Einwand des Antragstellers, es sei nicht berücksichtigt, dass sämtliche Ausführungen anhand 
entsprechender Literatur belegt seien, wozu künstliche Intelligenz nicht in der Lage sei, ist unbehelflich. 
Nach den vorgelegten Akten und dem Vorbringen der Beteiligten spricht nichts dafür, dass der wesentliche 
Teil der Essayerstellung in der Recherche von Quellen bestünde und das Formulieren des Essays lediglich 
ein unbedeutender Teil der Aufgabenstellung wäre. Vor diesem Hintergrund setzt der Vorwurf, das 
geforderte Essay mit unerlaubter Hilfe erstellt zu haben, nicht voraus, dass gerade auch das Einfügen von 
Quellen durch unerlaubte Hilfsmittel erfolgt ist; folglich wird dieser Vorwurf durch den Vortrag, dass 
künstliche Intelligenz zum Einfügen von Quellen nicht in der Lage sei, auch nicht in Frage gestellt.

44
(2) Es sind keine tatsächlichen Umstände ersichtlich, die ein atypisches Geschehen im Einzelfall ernsthaft 
möglich erscheinen lassen.

45
Weder aus dem Vortrag des Antragstellers noch sonst sind Gründe dafür ersichtlich, die die bezeichneten 
Auffälligkeiten in anderer Weise erklären würden. Aus den Bewerbungsunterlagen des Antragstellers ist 
ersichtlich, dass er sein Bachelorstudium mit der Gesamtnote „sehr gut“ (1,45) abschloss und die Zeit von 
August bis Dezember 2021 an einer Universität in den Vereinigten Staaten zubrachte. Seine sehr guten 
Studienleistungen und sein fünfmonatiger Aufenthalt an einer Hochschule im englischsprachigen Ausland 
ließen zwar ein Essay am oberen Rand des Leistungsspektrums möglich erscheinen. Sehr gute 
Studienleistungen im Bachelorstudium allein erklären jedoch nicht die nach Einschätzung der Prüfer für 
Absolventen des grundständigen Studiums außerordentliche Strukturiertheit, Wortwahl und Inhaltsdichte 
des Essays. Zur Erklärung hierfür trägt der Antragsteller auch nach Akteneinsicht nichts vor; anderweitige 
Anhaltspunkte für eine Erklärung, wie etwa eine ausgeprägte wissenschaftliche Tätigkeit oder sonstige 
besondere Erfahrung in der Formulierung wissenschaftlicher Texte, sind nicht ersichtlich. Auch was die 
Abfassung in geschliffenem Englisch angeht, bietet allein ein fünfmonatiger Studienaufenthalt des 
Antragstellers an der University of ... hierfür allein noch keine schlüssige Erklärung. Zu berücksichtigen ist, 
dass vorliegend nach den Zugangsvoraussetzungen zum Masterstudium adäquate Kenntnisse der 
englischen Sprache gefordert sind; Bewerbungen Studierender, die im Bachelorstudium an 
englischsprachigen Lehrveranstaltungen teilgenommen oder Auslandssemester absolviert haben, dürften 
daher nicht ungewöhnlich sein. Eine Erklärung dafür, wie es dem Antragsteller möglich war, ein Essay zu 
verfassen, das nach Einschätzung der Prüfer aus einem solchen Bewerberfeld herausstach, ist weder aus 
dem Vortrag des Antragstellers noch sonst ersichtlich.
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Darüber hinaus ist keine Erklärung dafür vorgetragen oder sonst ersichtlich, warum das 
streitgegenständliche Essay in seiner Qualität sich so grundlegend von dem im Mai 2022 durch den 
Antragsteller abgegebenen Essay unterscheidet.
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Nach den Regeln des Anscheinsbeweises ist daher voraussichtlich davon auszugehen, dass das 
eingereichte Essay entgegen der vom Antragsteller abgegebenen Erklärung vom .... Mai 2023 ganz oder in 
Teilen nicht selbst erstellt wurde.

48



Die Frage, ob und in welchem Ausmaß der Antragsteller den durch künstliche Intelligenz erstellten Text 
noch selbst ergänzt oder geändert hat, kann vorliegend offen bleiben. Denn die Frage der Abgrenzung von 
wissenschaftlicher Nachlässigkeit gegenüber einem Täuschungsversuch stellt sich nicht, wenn unerlaubte 
Hilfe bei der Erstellung des Textes herangezogen wird. Selbst wenn der Antragsteller Zitate oder Textteile 
ergänzt oder umformuliert hätte, würde dies nichts daran ändern, dass die von ihm gezeigte Leistung sich 
grundlegend von der Leistung eines Bewerbers unterscheidet, der entsprechend Nr. 2.3.5 der Anlage 2 zur 
FPSO selbständig ein Essay allein mit Hilfe von Literatur verfasst hat. Die Zuhilfenahme künstlicher 
Intelligenz bei der Erstellung von Texten ähnelt der Erstellung einer Prüfungsarbeit durch eine dritte Person 
oder der Einreichung einer durch einen anderen Prüfling zu einem früheren Prüfungstermin bereits 
erstellten Arbeit unter Paraphrasierung des Inhalts.
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cc) Eine erhebliche Verletzung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, die nach Nr. 4.1 Satz 2 der 
Anlage 2 zur FPSO den Ausschluss vom laufenden Bewerbungsverfahren zur Folge hat, liegt damit 
voraussichtlich vor. Ein Anspruch auf Zulassung zum Eignungsverfahren besteht daher voraussichtlich 
nicht.
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2. Der Antrag war daher mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzulehnen.

51
Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 1, § 52 Abs. 1 GKG i.V.m. 1.5, 18.1 des 
Streitwertkatalogs.


